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Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr die 
Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— ——— 


Nr. I 


(Nr. 2179.) Geſetz über die Aufnahme von Notariats⸗Urkunden in fremden Sprachen. Vom 
9. Juli 1841. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König. von 
Preußen 1. ꝛc. a a 

verordnen zur Ergänzung der Vorſchriften der Allgemeinen Gerichts- Ordnung 

über die Aufnahme von Notariats-Urkunden in fremden Sprachen auf den An⸗ 

trag Unſeres Staatsminiſteriums und nach erfordertem Gutachten Unſeres Staats⸗ 

Raths, was folgt: 


§. 1. 

Sind bei Aufnahme von Notariats⸗Urkunden über Geſchaͤfte ſolcher Per: 
ſonen, welche ſich nur in einer fremden Sprache ausdrücken Finnen, ſaͤmmtliche 
Perſonen, deren Mitwirkung zur Beglaubigung der Urkunde erforderlich iſt (No⸗ 
tar und Zeugen oder beide Notare) der fremden Sprache maͤchtig, ſo bedarf 
es der Zuziehung eines Dollmetſchers nicht; die Verhandlung wird neben der 
Deutſchen Sprache auch in der fremden Sprache der Parteien aufgenommen 
und beide Verhandlungen werden auf die in der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung 


Th. III. Tit. 7. N. 48. u. f. vorgeſchriebene Weiſe vollzogen. 


L. 2. i 
Iſt dagegen auch nur eine der zur Beglaubigung mitwirkenden Perſo⸗ 
nen (F. 1.) der fremden Sprache nicht maͤchtig, fo muß ein Dollmetſcher zuge⸗ 
zogen werden, welchen die Parteien entweder ſelbſt waͤhlen oder durch den No⸗ 
tar waͤhlen laſſen. 


ge} 

Sind bei dem Bei: mehrere Perſonen, welche ſich nur in einer frem⸗ 

den Sprache ausdrucken konnen, betheiligt, und iſt die Sprache derſelben ver- 

ſchieden, ſo iſt für jede Sprache ein beſonderer Dollmetſcher nothwendig; es ſoll 

jedoch die Zuziehung Eines Dollmetſchers genuͤgen, wenn dieſer die Sprachen 
ſaͤmmtlicher Betheiligten verſteht. f 

f BEN 

Der Dollmetſcher muß als BR vor Gericht vereidet ſeyn; den Bethei⸗ 

ligten ſteht jedoch frei, ſich uͤber einen unvereideten Dollmetſcher zu vereinigen. 
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(Ausgegeben zu Berlin am 29. Juli 1841.) 


F. 5. 
Der Dollmetſcher darf weder zu dem Notar, welcher die Urkunde auf⸗ 
nimmt, noch zu den Zeugen oder dem zweiten Notar in einem Verhaͤltniſſe ſtehen, 
welches ſeine Glaubwuͤrdigkeit als Zeugen beeintraͤchtigen wuͤrde. 


6. 

Der Dollmetſcher darf nicht zugleich die Stelle eines Inſtrumentszeugen 

vertreten. Dagegen kann derſelbe, wenn die der Deutſchen Sprache nicht kun⸗ 

dige Partei auch des Leſens und Schreibens unerfahren iſt, zugleich die Stelle 
eines Unterſchriftszeugen uͤbernehmen. 


3 
Der Notar aber die Willensmeinung der Parteien durch den Doll: 
metſcher, nimmt die Verhandlung in der Deutſchen Sprache auf, laͤßt ſolche den 
Betheiligten durch den Dollmetſcher in ihrer Sprache vortragen, hierauf von 
ihnen und dem Dollmetſcher auf die in der Allgemeinen Gerichts⸗Ordnung an⸗ 
geordnete Weiſe unterzeichnen, und fuͤgt der Deutſchen Verhandlung eine vom 
Dollmetſcher verfaßte Ueberſetzung in der fremden Sprache bei, welche von den 
Parteien und dem Dollmetſcher ebenfalls zu unterzeichnen iſt. 
8 


Das Inſtrument wird in allen Faͤllen neben der Deutſchen Sprache zu— 
gleich in der fremden Sprache ausgefertigt. 
Daſſelbe muß, außer der Beſchreibung des Hergangs, einen Vermerk 
enthalten, aus welchem erhellt: K f f 
1) daß der Dollmetſcher als ſolcher gerichtlich vereidet iſt, oder daß 
die Parteien ſich uͤber die Zuziehung eines unvereideten Dollmet— 
ſchers vereinigt haben (L. 4.); 
2) daß bei dem Dollmetſcher nicht ein Verhaͤltniß der im $. 5. be⸗ 
zeichneten Art ſtattfindet; a: 
3) in dem Falle, wenn bei Parteien mas Sprachen nur Ein 
Dollmetſcher zugezogen worden iſt, daß dieſer die Sprachen ſaͤmmt⸗ 
licher Parteien verſteht (§. 3.); 
4) in dem Falle, wenn kein Dollmetſcher zugezogen worden iſt, daß 
ſaͤmmtliche zur Beglaubigung mitwirkende Perſonen der fremden 
Sprache maͤchtig ſind 8 1.0. 
9 


Die Ausfertigung wird von jeder Partei, und im Falle der Zuziehung 
eines Dollmetſchers (99. 2. und 3.) auch von dieſem unterzeichnet. 
Unmittelbar hinter der Unterſchrift der Parteien fügt der Notar fein 
Atteſt und zwar dergeſtalt bei, daß es ſich auf die Ausfertigung in den verſchie— 
denen Sprachen bezieht. Daſſelbe iſt dahin zu faſſen N 
daß die Urkunde von ihm (dem Notar) und mit ſeiner Zuziehung, ſo 
wie (in den Fällen der $$. 2. und 3.) mit Zuziehung des Dollmetſchers 
NN., oder der Dollmetſcher NN. und NN. vorſtehendermaßen errich⸗ 
tet und geſchloſſen, auch in Gegenwart der Zeugen NN. und NN. 
(oder des Notars NN.) nach vorgaͤngiger Durchleſung (Vorleſung 
durch den NN.) in der NN. Sprache unterzeichnet worden ſey. 
Dieſes Atteſt wird in der Deutſchen Sprache unter Beruͤckſichtigung der Vor⸗ 
ſchrif⸗ 
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ſchriften HF. 56., 68., 66. und 67. des Theils III. Tit. 7. der Allgemeinen Ge⸗ 
richts⸗Ordnung abgefaßt und vollzogen. f ; 
10. 7 
Es ift unſtatthaft, das Inſtrument bloß in der fremden, oder bloß in der 
Deutſchen Sprache aufzunehmen oder auszufertigen, ſelbſt wenn die des Deutſchen 
unkundige Partei das eine oder das andere ausdruͤcklich verlangen ſollte. 


FJ. 11 a 
Sind die in den $$. 2. bis 6., 8. und 9. enthaltenen Vorſchriften nicht 
beobachtet, fo hat das Inſtrument nicht die Kraft einer Notariats-Urkunde. 
Die Guͤltigkeit der vor Publikation dieſes Geſetzes aufgenommenen Ur⸗ 
kunden iſt nach den bisherigen geſetzlichen Beſtimmungen zu beurtheilen. 


Dr 
In dem Großherzogthum Poſen bleiben die wegen Aufnahme von No⸗ 
tariats⸗Urkunden in Polniſcher Sprache beſtehenden, beſonderen Vorſchriften, fo 
weit ſolche eine Abweichung von dieſem Geſetze enthalten, ferner in Anwendung. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. | 
Gegeben Sansſouci, den 9. Juli 1841. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Muͤffling. v. Kamptz. Mühlen 


Beglaubigt; 
v. Duͤesberg. 


(Nr. 2180.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 21. Juli 1841. betreffend Veränderungen in der 
Lotterie-Verwaltung. 


D. die Lage des Staatshaushalts mit Ruͤckſicht auf die anderweit beab⸗ 
ſichtigten Steuer⸗Erleichterungen die Abſchaffung der Lotterie noch nicht geſtattet, 
ſo will Ich, um den Wuͤnſchen mehrerer Provinzial⸗Landtage zu entſprechen, 
zur moͤglichſten Beſchraͤnkung des Lotterieſpiels auf Perſonen der wohlhabenden 
Klaſſen und zur Abſtellung der bei dem bisherigen Betriebe bemerkbar gewor⸗ 
denen Webelftände auf Ihren im Staatsminiſterium berathenen Antrag vom 
8. d. M. hierdurch Folgendes beſtimmen: 


1) der $. 10. des Edikts vom 28. Mai 1810., wonach den Lotterie⸗Ein⸗ 
nehmern ein Klagerecht auf geſtundete Einſatzgelder eingeräumt iſt, ſoll 
vom 1. Januar 1842. ab nicht mehr in Anwendung kommen, viel⸗ 
mehr in Anſehung aller von dieſem Zeitpunkt ab geſtundeten Einſatz⸗ 
gelder die Vorſchrift des $. 558. Th. I. Tit. XI. des Allgemeinen Land⸗ 
rechts wieder in Kraft treten, nach welcher den Lotterie-Einnehmern 
und Unter⸗Einnehmern, ſofern ſie auf den Einſatz Kredit gegeben haben, 
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deshalb keine gerichtliche Klage, ſondern nur die Kompenſation gegen 
den auf ein ſolches Loos fallenden Gewinn zuſteht. 

Dieſe Vorſchrift ſoll auch in allen Landestheilen, in welchen das 
Allgemeine Landrecht nicht eingefuͤhrt iſt, von demſelben Zeitpunkt ab 
zur Anwendung kommen. i 

2) Die ſaͤmmtlichen Stellen der Lotterie⸗Unter⸗Einnehmer ſollen nach und 
nach eingehen, und es ſoll daher, wenn dergleichen Stellen durch den 
Tod der jetzigen Inhaber oder ſonſt zur Erledigung kommen, die An⸗ 
nahme anderer Unter⸗Einnehmer von Seiten der Lotterie: Direktion 
nicht ferner genehmigt werden. Auch die Stellen der Lotterie⸗Einneh⸗ 
mer ſollen vermindert, und insbeſondere dergleichen Stellen in kleine⸗ 
ren Staͤdten oder auf dem platten Lande nicht wieder beſetzt werden. 
Wo aber fuͤr jetzt die Wiederbeſetzung erledigter Einnehmerſtellen er⸗ 
forderlich iſt, da ſoll dieſelbe nur auf Kuͤndi ung erfolgen. 

3) Auf die Beobachtung der ſchon beſtehenden Vorſchrift, wonach es den 

Lotterie⸗Einnehmern und Unter⸗Einnehmern unterſagt ift, muͤndlich oder 
ſchriftlich zum Lotterieſpiel aufzufordern, und ohne e De 
ftellung Looſe perſoͤnlich anzubieten oder in Briefen zu uͤberſenden, oder 
durch einen Dritten anbieten oder zuſenden zu laſſen, iſt auch ferner 
ſtreng zu halten, und insbeſondere dahin zu ſehen, daß nicht die Lotterie⸗ 
Einnehmer ſtatt der eingehenden Unter⸗Einnehmer andere Privat⸗Kom⸗ 
miſſionaire annehmen. | 

Lotterie-Einnehmer und Unter-Einnehmer, welche dieſen Vorſchrif⸗ 
ten zuwider handeln, muͤſſen ſofort entlaſſen werden. 

4) Die Zahl der in jeder Lotterie ſpielenden Looſe fol vermindert, der 
Einſatz fuͤr jedes Loos hingegen erhoͤht und ein hiernach zu entwerfen⸗ 

der Plan zu Meiner Genehmigung eingereicht werden. 
Sie haben dieſe Meine Anordnungen Due die Öefek- Sammlung bes 

— machen zu laſſen, auch ſonſt wegen deren usfuͤhrung das Noͤthige zu 

verfuͤgen. 
Berlin, den 21. Juli 1841. 


Friedrich Wilhelm. 


An den Staats⸗ und Finanzminiſter Grafen v. Alvensleben. 


